
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Gemeinde 
Großwoltersdorf  (Baumschutzsatzung) 
 
 
Die Gemeinde Großwoltersdorf hat auf der Grundlage der §§ 3 und 28 Absatz 2 Ziffer 9 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBI. I/07, [Nr. 19], S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetztes vom 10. Juli 
2014 (GVBI. I/14, [Nr. 32] in Verbindung mit § 24 Absatz 3 Satz 2 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes (BbgNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 
2004 (GVBI. I/08, S. 350) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Oktober 
2008 (GVBI. I/08, S. 266, 271) folgende Satzung erlassen. Die hier veröffentlichte 
Satzung beinhaltet: 
 

 die am 14.09.2011 beschlossene Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der 
Gemeinde Großwoltersdorf, veröffentlicht im Amtsblatt für das Amt Gransee und 
Gemeinden am 07.10.2011, 
 

 die am 04.12.2014 beschlossene 1. Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der 
Gemeinde Großwoltersdorf, veröffentlicht im Amtsblatt für das Amt Gransee und 
Gemeinden am 09.01.2015. 

 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Schutzzweck 

 

(1) Der Geltungsbereich dieser Satzung beschränkt sich auf die im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile und den Geltungsbereich der Bebauungspläne im Gebiet der 
Gemeinde Großwoltersdorf. 

 

(2) Zweck dieser Satzung ist es, den Bestand an Bäumen in ihrem Geltungsbereich zur 
Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, der Wohlfahrtswirkung und 
zur Erhaltung, Belebung, Gliederung und Pflege des Orts- und Landschaftsbildes zu 
erhalten, zu pflegen und zu entwickeln. 

 
 

§ 2 
Schutzgegenstand 

 

(1)  Die Bäume im Geltungsbereich dieser Satzung werden im nachstehend 
bezeichneten Umfang zu geschützten Landschaftsbestandteilen erklärt. 

 

(2) Geschützt sind: 
1. Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 60 cm (entspricht einem 

Durchmesser von 19 cm). 
2. Bäume mit einem geringeren Stammumfang, wenn sie aus landeskulturellen 

Gründen, einschließlich der Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen gem. §§ 12 oder 
14 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes, oder als Ersatzpflanzung gem. 
der Baumschutzverordnung vom 28.05.1981 (GBl. I Nr. 22 S. 273), zuletzt 
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geändert durch die Verordnung vom 21.07.2000 (GVBl. II S. 251), oder auf 
Grundlage von § 7 Abs. 1 dieser Satzung gepflanzt wurden. 

 

Der Stammumfang von Bäumen ist in einer Höhe von 130 cm über dem Erdboden zu 
messen. Liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, ist der Stammumfang unmittelbar 
darunter zu messen. 
 
(3) Nicht geschützt sind: 

1. Bäume auf Grundstücken mit einer vorhandenen Bebauung bis zu zwei 
Wohneinheiten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und 
Rotbuchen, die in 1,30 Meter Höhe über dem Erdboden gemessen einen 
Stammumfang von mehr als 190 Zentimetern (das entspricht einem 
Stammdurchmesser von 60 Zentimetern) aufweisen 

2. Kulturobstbäume, Pappeln, Baumweiden, Robinien, Birken; 
3. Wald im Sinne des § 2 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg mit Ausnahme 

von Wald auf Hausgrundstücken und anderen waldartig bestockten Flächen im 
Siedlungsgebiet, die nicht zielgerichtet forstwirtschaftlich genutzt werden; 

4. Bäume und Sträucher in Baumschulen und Gärtnereien, wenn sie gewerblichen 
Zwecken dienen; 

5.  bewirtschaftete Flächen in Kleingartenanlagen im Sinne des 
Bundeskleingartengesetzes; 

6.  abgestorbene Bäume, im genauen Bäume, die während der Vegetationsperiode 
keinen Laubaustrieb mehr zeigen; 

7. Bäume, die aufgrund eines Eingriffs gemäß § 10 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes gefällt werden und der nach § 17 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes zugelassen worden ist; 

 

(4) Unberührt bleibt der Schutz von Bäumen auf Grund anderweitiger 
Rechtsvorschriften, insbesondere zum Schutz: 
1.  von Nist-, Brut- und Lebensstätten wild lebender Tiere nach §§ 34 Nr. 1 und 3 

und 72 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes; 
2.  von Alleen und Streuobstbeständen nach §§ 31, 32 und 72 des 

Brandenburgischen Naturschutzgesetzes; 
3.  von Teilen von Natur und Landschaft nach Abschnitt 4 und § 78 des 

Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 
 
 

§ 3 
Verbotene Handlungen 

 

(1)  Es ist verboten, die geschützten Landschaftsbestandteile zu beseitigen, zu zerstören, 
zu beschädigen oder in ihrem Aufbau wesentlich zu verändern. 

 

(2)  Während der Vegetationsperiode vom 01. März – 30. September (gem. § 39 
Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) ist es verboten Bäume zu fällen, zu roden 
oder auf andere Weise zu beseitigen. 

 

(3)  Als Beschädigung sind insbesondere die folgenden Einwirkungen auf den Wurzel-, 
Stamm und Kronenbereich der geschützten Landschaftsbestandteile anzusehen: 
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1.  die Befestigung des durch Kronentraufe begrenzten Wurzelbereiches mit einer 
durchgehenden wasserundurchlässigen Schicht (z.B. Asphalt, Beton); 

2.  Abgrabungen, Ausschachtungen oder Aufschüttungen; 
3.  das Lagern, Ausschütten oder Ausgießen von Salzen, Säuren, Ölen, Laugen,  

Farben, Abwässern oder Baumaterialien, soweit es nicht durch andere Gesetze 
geregelt ist; 

4.  das Ausbringen von Herbiziden und Pestiziden, soweit es nicht durch andere 
Gesetze geregelt ist; 

5.  die Beseitigung wesentlicher Kronenbestandteile (10% des Stammdurchmessers); 
6.  das Einbringen von Haken, Nägeln, Schrauben o. ä. in den Stamm oder Äste; 
7.  das Beschädigen von Wurzeln im Traufbereich; 
8.  die Behinderung der natürlichen Wasserzufuhr. 

 

(4) Nicht unter die Verbote nach Absatz 1 fallen fachgerechte Pflege- und 
Erhaltungsmaßnahmen, insbesondere: 

 1.  die Beseitigung abgestorbener Äste; 
 2.  die Behandlung von Wunden; 
 3.  die Beseitigung von Krankheitsherden; 
 4.  die Belüftung und Bewässerung des Wurzelwerkes. 

 

(5) Nicht unter die Verbote nach Absatz 1 fallen ferner unaufschiebbare Maßnahmen 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Personen oder für Sachen. Ebenfalls 
nicht unter die Verbote von Abs. 1 fällt das Fällen abgestorbener Bäume. Die 
Maßnahme ist der Amtsverwaltung jedoch unverzüglich anzuzeigen. Der gefällte 
Baum oder die entfernten Teile sind mindestens drei Werktage nach der Anzeige 
zur Kontrolle bereitzuhalten. 

 
§4 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 
 

Eigentümer und Nutzungsberechtigte haben die auf ihren Grundstücken stehenden 
Bäume und anderen  geschützten Landschaftsbestandteile zu erhalten, zu pflegen 
und schädigende Einwirkungen auf die geschützten Landschaftsbestandteile zu 
unterlassen. Bei notwendigen Sanierungen kann die Gemeinde Großwoltersdorf, 
vertreten durch die Amtsverwaltung, die Eigentümer und Nutzungsberechtigten  
beraten. 

 
§ 5 

Ausnahmen, Genehmigungen 
 

(1)  Baumfällungen, Starkastschnitte sowie umfangreiche baumverändernde 
Maßnahmen bedürfen der vorherigen Genehmigung durch die Amtsverwaltung 
Gransee. Der Antrag ist schriftlich, unter Angaben von Gründen und unter 
Beilegung eines Fotos zu stellen. 
 

(2)  Die Amtsverwaltung  kann auf Antrag des Eigentümers Ausnahmen von den 
Verboten des § 3 insbesondere zulassen, wenn das Verbot: 
1. zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde, z. B. drohende Bauschäden 

durch Wurzeleinwirkung auf Gebäudefundamente; 
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2. eine nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässige Nutzung des 
Grundstückes behindern oder unzumutbar beschränken würde (Bebaubarkeit, 
Verkehrswegebau); 

3. der Entwicklung eines Baumbestandes ohne das Entfernen einzelner Bäume 
(Pflegehieb) entgegensteht. 

 

(3) Eine Ausnahme ist insbesondere zuzulassen, wenn: 
1. der Eigentümer aufgrund von Rechtsvorschriften verpflichtet ist, den geschützten 

Landschaftsbestandteil zu entfernen oder zu verändern, und er sich nicht in 
zumutbarer Weise von dieser Verpflichtung befreien kann; 

2. von dem geschützten Landschaftsbestandteil Gefahren für Personen oder für 
Sachen von bedeutendem Wert ausgehen und die Gefahren nicht auf andere 
Weise mit zumutbarem Aufwand beseitigt werden können; 

3. in nach den baurechtlichen Vorschriften zulässiges Vorhaben (Neubau) - auch bei 
einer Veränderung (Verschiebung) des Baukörpers sonst nicht verwirklicht 
werden kann; 

4. der Landschaftsbestandteil krank ist und seine ökologische Funktion in 
absehbarer Zeit nicht wieder herstellbar ist. 

 

(4)  Die Entscheidung über einen Antrag ist schriftlich zu erteilen. Die Genehmigung ist 
auf zwei Jahre befristet. 
 

(5) Die erteilte Fällgenehmigung (auch Ausnahmegenehmigung) ist 3 Tage vor Beginn 
bis 3 Tage nach Abschluss der Fällarbeiten an der straßenseitigen Grenze des 
betroffenen Grundstücks deutlich sicht und lesbar auszuhängen 

 
 

§ 6 
Baumschutz bei Bauvorhaben 

 
(1) Wird für ein Grundstück im Geltungsbereich dieser Satzung eine Baugenehmigung 

beantragt, so ist es bei vorhandenem Baumbestand (der eine Behinderung der 
Bauarbeiten hervorrufen würde) notwendig, eine Fällgenehmigung bei der 
Gemeinde Großwoltersdorf zu beantragen. Dem Antrag ist ein Lageplan im 
Maßstab 1:500 beizulegen, auf dem alle auf dem Grundstück befindlichen 
geschützten Landschaftsbestandteile gem. § 2 Abs. 2 mit Standort, Stammumfang 
und Baumart ersichtlich sind. Der Antrag ist schriftlich und unter Angabe von 
Gründen zu stellen. 
 

(2) Die Schutzmaßnahmen, die durch die Amtsverwaltung Gransee angeordnet werden, 
sind einzuhalten. 

 
 

§ 7 
Ersatzpflanzungen, Ausgleichszahlungen 

 

(1) Mit der Genehmigung zur Beseitigung soll dem Antragsteller auferlegt werden, als 
Ersatz Bäume in bestimmter Anzahl, Art und Größe zu pflanzen und zu erhalten; 
dies gilt nicht für abgestorbene Bäume. Die Ersatzpflanzung ist auf ein Verhältnis 
von höchstens 1 zu 5 beschränkt. Die Bemessung der Auflage zur Ersatzpflanzung 
richtet sich unter Berücksichtigung des Schutzzweckes in § 1 nach dem Wert des 
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beseitigten Baumbestandes. Der Wert eines geschützten Baumes ergibt sich aus dem 
Stammumfang, der Baumart, dem Habitus und der Vitalität. Für jeden aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht pflanzbaren Ersatzbaum wird ein 
Geldbetrag festgesetzt, dessen Höhe dem ortsüblichen Preis (Ballenware) des 
Baumes entspricht, mit dem ansonsten die Ersatzpflanzung hätte erfolgen müssen. 
 
Mit diesem können bis zu 100 Prozent des Bruttoerwerbspreises für Pflanz- und 
Pflegekosten festgesetzt werden. Der Geldbetrag ist zweckgebunden für die 
Pflanzung oder Pflege von Bäumen im Geltungsbereich dieser Satzung zu 
verwenden und vor Beginn des Eingriffs zu leisten. In der Zulassung kann auch eine 
andere Fälligkeit bestimmt werden, in diesen Fällen soll Sicherheit geleistet werden. 
Die Sicherheitsleistung kann bis zur Höhe der voraussichtlichen Kosten für die 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme verlangt werden. Für die Sicherheitsleistung 
gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches sinngemäß. 

 

(2) Sind die gepflanzten Bäume oder Sträucher bis zum Beginn der dritten 
Vegetationsperiode nach Pflanzung nicht angewachsen, ist die Ersatzpflanzung 
jeweils zu wiederholen. 

 

(3) Ersatzpflanzungen haben Vorrang vor der Ausgleichszahlung. 
 

(4) Die durchgeführte Ersatzpflanzung ist der Amtsverwaltung Gransee anzuzeigen und 
nachzuweisen. In der dritten Vegetationsperiode ist der Amtsverwaltung Gransee 
auf Privat-Grundstücken die Möglichkeit der Erfolgskontrolle einzuräumen. 

 
 

§ 8 
Haftung der Rechtsnachfolger 

 

Für die Erfüllung der Verpflichtungen haftet auch der Rechtsnachfolger des 
Grundstückseigentümers oder Nutzungsberechtigen. 

 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen den Verboten des § 3 geschützte Landschaftsbestandteile beseitigt, 

zerstört,  beschädigt oder verändert, ohne im Besitz der erforderlichen 
Ausnahmegenehmigungen zu sein; 

2.  der Anzeigepflicht nach § 3 Abs.  5 Satz 3 nicht nachkommt; 
3. wer nicht oder nicht rechtzeitig Schutz - oder Pflegemaßnahmen nach § 4 

durchführt; 
4. entgegen § 3 Abs. 5 Satz 4 den gefällten Baum oder Strauch oder den 

entfernten Bestandteil nicht mindestens über drei Werktage zur Kontrolle 
bereithält; 

5. Auflagen nach § 7 nicht erfüllt. 
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(2)  Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Nr. 1 können mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 (in Worten: fünfzigtausend) Euro, die übrigen Ordnungswidrigkeiten mit 
einer Geldbuße bis zu 10.000 (in Worten: zehntausend) Euro geahndet werden. 

 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist der Amtsdirektor. 

 
 

§ 10 
Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

 

 
(1) Die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Gemeinde Großwoltersdorf vom 

14.09.2011 ist am 08.10.2011 in Kraft getreten. 

(2) Die 1. Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Gemeinde Großwoltersdorf 
vom 04.12.2014 ist am 10.01.2015 in Kraft getreten. 

 
 

Gransee, den 12.01.2015 
 
 

 
gez. Stege     Siegel 
Amtsdirektor 


